Anmerkung des Meldewesens zum Thema Staatsangehörigkeit des Vaters

Anmerkungen LABO: (zur Befassung auf der Sitzung): 
[bookmark: _GoBack]Die Erfassung und Speicherung des Kindes als Geburtsfall findet ausschließlich bei der Meldebehörde (auch) der (nichtdeutschen) Mutter statt. Die Staatsangehörigkeit des Kindes wird abgeleitet aus der/denen der Mutter/Eltern.
Grundsätzlich ist auch die Staatsangehörigkeit eines (nur-)Vaters der Meldebehörde bekannt, wenn beide Elternteile in ihrem Zuständigkeitsbereich gemeldet sind – hierfür ist also eine Übermittlung aus dem Personenstandswesen unnötig, sie kann mit eigenen Mitteln aus dem Melderegister dann auch für das Kind abgeleitet werden.
Ist bei unverheirateten Eltern der Vater aber bei einer anderen Meldebehörde gemeldet, kann seine (deutsche bzw. die zur Mutter abweichende) Staatsangehörigkeit gar nicht abgeleitet werden.
Hat dieser Vater also wenigstens deutsch klingende Namen, besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass es sich um einen Deutschen handeln kann und das Kind entsprechend ebenfalls als deutsch zu speichern sein würde. Vielfach kann dies aber allein vom Namen her nicht einmal erkannt werden.
Wenn also hierzu im Standesamt bereits vorliegende tatsächliche Erkenntnisse, die sich im Rahmen der Erklärungen der Eltern zur Familiennamensführung /der Abgabe oder Vorlage der Erklärung der gemeinsamen Sorge ergeben haben, optional übermittelt würden, erleichterte dies insbesondere in den Großstädten die Arbeit der Meldebehörde erheblich.
Die von BMI und VfSt geäußerten Bedenken (siehe EG 2016-11-16) teile ich nicht, habe auch den Änderungsbeirat offenbar nicht beeindruckt.
Und: ja, Korrekturen dieser Übermittlungen werden nicht notwendig – es handelt sich um die Momentaufnahme einer dem Standesamt zum Zeitpunkt der Übermittlung bekannten Tatsache, insofern ergibt sich schon eine gewisse Verbindlichkeit.

